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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1990 Ausgegeben am 17. Juli 1990 172. Stück

427. Verordnung: Aufhebung der Verordnung über die Verbindlicherklärung des für den Bereich des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes festgesetzten Anpassungsfaktors für den
Bereich des Impfschadengesetzes für das Jahr 1990

428. Verordnung: Aufhebung der Verordnung über die Verbindlicherklärung des für den Bereich des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes festgesetzten Anpassungsfaktors für den
Bereich des Tuberkulosegesetzes für das Jahr 1990

429. Verordnung: Änderung der Notstandshilfeverordnung
430. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Durchführung der Arbeitslosenversicherung im

Zollausschlußgebiet der Gemeinden Jungholz und Mittelberg
431 . Verordnung: Anpassung von Versorgungsleistungen in der Opferfürsorge ab 1. Juli 1990

427. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und öffentlicher Dienst vom 2. Juli
1990, mit der die Verordnung über die
Verbindlicherklärung des für den Bereich des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes fest-
gesetzten Anpassungsfaktors für den Bereich
des Impfschadengesetzes für das Jahr 1990

aufgehoben wird

Auf Grund des § 3 Abs. 3 des Impfschadengeset-
zes, BGBl. Nr. 371/1973, und Art. V a des Versor-
gungsrechts-Änderungsgesetzes, BGBl. Nr. 285/
1990, wird verordnet:

Die Verordnung vom 24. Jänner 1990, BGBl.
Nr. 79, über die Verbindlicherklärung des für den
Bereich des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset-
zes festgesetzten Anpassungsfaktors für den Bereich
des Impfschadengesetzes für das Jahr 1990 tritt mit
Ablauf des 30. Juni 1990 außer Kraft.

Ettl

428. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und öffentlicher Dienst vom 2. Juli
1990, mit der die Verordnung über die
Verbindlicherklärung des für den Bereich des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes fest-
gesetzten Anpassungsfaktors für den Bereich
des Tuberkulosegesetzes für das Jahr 1990

aufgehoben wird

Auf Grund des § 41 Abs. 2 und 3 des Tuberkulo-
segesetzes, BGBl. Nr. 127/1968, in der Fassung
Art. IV b des Versorgungsrechts-Änderungsgeset-
zes, BGBl. Nr. 285/1990, wird verordnet:

Die Verordnung vom 23. Jänner 1990, BGBl.
Nr. 81, über die Verbindlicherklärung des für den
Bereich des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset-
zes festgesetzten Anpassungsfaktors für den Bereich
des Tuberkulosegesetzes für das Jahr 1990 tritt mit
Ablauf des 30. Juni 1990 außer Kraft.

Ettl

429. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales vom 5. Juli 1990, mit der

die Notstandshilfeverordnung geändert wird

Auf Grund des § 36 Abs. 1 des Arbeitslosenversi-
cherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 380/1978
und 615/1987 wird verordnet:

Die Verordnung vom 10. Juli 1973, BGBl.
Nr. 352, in der Fassung der Verordnungen BGBl.
Nr. 417/1987, 636/1987, 319/1988, 388/1989 und
638/1989 betreffend Richtlinien über die Gewäh-
rung der Notstandshilfe (Notstandshilfeverord-
nung) wird wie folgt geändert:

1. a) § 5 Abs. 4 lautet:

„(4) Bei der Ermittlung des Einkommens aus
einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb" ist § 140
Abs. 5 bis 9 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes
sinngemäß anzuwenden."

b) Im § 5 Abs. 5 wird der Ausdruck „des
Einkommensteuergesetzes 1972, BGBl. Nr. 440"
durch den Ausdruck „des Einkommensteuergeset-
zes 1988, BGBl. Nr. 400", der Ausdruck „(§ 25
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EStG 1972)" durch den Ausdruck „(§25 EStG
1988)" und der Ausdruck „§§ 8, 9, 10, 11 und 122
EStG 1972" durch den Ausdruck „§§ 9 und 10 EStG
1988" ersetzt.

c) Dem § 5 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt:

„Als monatliches Einkommen gilt ein Zwölftel des
sich ergebenden Jahreseinkommens."

2. a) Im § 6 Abs. 4 erster Satz wird die Wortfolge
„Krankheit in der Familie" durch die Wortfolge
„Krankheit bzw. Behinderung in der Familie"
ersetzt.

b) Dem § 6 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:

„Wenn der Arbeitslose oder sein Ehepartner
(Lebensgefährte bzw. Lebensgefährtin) das 50. Le-
bensjahr vollendet hat und einen Grad der
Behinderung von mindestens 50 vH aufweist, so ist
in jedem Fall eine Erhöhung der Einkommensgren-
zen um 50 vH vorzunehmen; der Nachweis der
Behinderung hat gemäß § 14 Behinderteneinstel-
lungsgesetz zu erfolgen."

c) § 6 Abs. 8 entfällt.

Geppert

430.

Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales vom 5. Juli 1990, mit der die Verordnung
über die Durchführung der Arbeitslosenversicherung im Zollausschlußgebiet der Gemeinden

Jungholz und Mittelberg geändert wird

Auf Grund des § 66 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung vom 20. Juli 1989, BGBl. Nr. 389, über die Durchführung der Arbeitslosenversiche-
rung im Zollausschlußgebiet der Gemeinden Jungholz und Mittelberg, in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 602/1989 wird wie folgt geändert:

Die Lohnklassentabelle im § 1 lautet ab Lohnklasse 34:
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Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1990 in Kraft.

Geppert

4 3 1 . Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales vom 6. Juli 1990 über die
Anpassung von Versorgungsleistungen in der

Opferfürsorge ab 1. Juli 1990

Auf Grund des Art. V Abs. 2 des Versorgungs-
rechts-Änderungsgesetzes 1990, BGBl. Nr. 285,
wird verordnet:

Die Beträge, die ab 1. Juli 1990 an die Stelle der
im Opferfürsorgegesetz genannten Beträge treten,

werden unter Zugrundelegung der in der Verord-
nung BGBl. Nr. 34/1990 angeführten Beträge wie
folgt festgestellt:

1. Im§ 11 Abs. 2 statt 412 S mit 416 S;
2. Im § 12 a Abs. 1 statt 10280 S mit 10383 S,

statt 4116 S mit 4157 S.

Geppert
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